
stellen, daß die Ratifizierung dieser Verträge als ein 
Akt gegen den Frieden bezeichnet werden muß, der 
die Lage in Europa kompliziert und die Möglichkeit 
einer Regelung der ungelösten europäischen Probleme, 
in erster Linie der Deutschlandfrage, untergräbt. Die 
Ratifizierung und Durchführung der Pariser Verträge 
erhöht die Kriegsgefahr und bedroht die nationale 
Sicherheit der friedliebenden Staaten Europas, insbe­
sondere der Nachbarstaaten Deutschlands.

Darüber hinaus gaben die Teilnehmerstaaten der 
Moskauer Konferenz ihren Entschluß bekannt, alle 
Maßnahmen zu treffen, um den aggressiven Kräften 
des Militärblocks der Westmächte die vereinte Kraft 
der friedliebenden Staaten zur Gewährleistung ihrer 
Sicherheit entgegenzusetzen. Zu diesem Zwecke sind 
sie übereingekommen, falls die Pariser Abkommen 
ratifiziert werden, erneut die Lage zu prüfen, um diese 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen.

Es zeigt sich, daß aggressionslüsteme Militaristen keine 
Möglichkeit mehr haben, durch Lüge und Betrug fried­
liche Völker irrezuführen und aufgerüstet zum heim­
tückischen Überfall überzugehen. Die friedliebenden 
Völker lassen sich nicht durch die Ereignisse über­
rumpeln.

Auch die Deutsche Demokratische Republik kann 
gegenüber dem Aufbau einer faschistischen Wehrmacht 
in Westdeutschland nicht gleichgültig sein. Die Ar­
beiter und Bauern unserer Republik haben die Kriegs­
verbrecher, Junker und Militaristen nicht entmachtet, 
um tatenlos zuzusehen, wie diese in Westdeutschland 
Waffen schmieden, um mit Gewalt ihre alte Herrschaft 
zurückzuerobern. Wer die demokratische Ordnung un­
serer Republik mit Gewalt zu zerstören droht, muß 
mit Gewalt zurückgewiesen werden. Darum hat die 
Regierung unserer Republik in Moskau erklärt: „Wenn 
in Westdeutschland der Militarismus wiederhergestellt 
wird, dann sieht sich die Deutsche Demokratische Re­
publik gezwungen, in Beantwortung dieser Maßnah­
men nationale Streitkräfte zu schaffen, die imstande 
sind, die friedliebenden Errungenschaften der Werk­
tätigen der Deutschen Demokratischen Republik zu 
schützen.“ Die Volkskammer der Deutschen Demo­
kratischen Republik hat diese Erklärung bestätigt.

Die Regierung Adenauers und die hinter ihr stehen­
den amerikanischen Kreise verfolgen eine „Politik der 
Stärke“. Nach der Moskauer Konferenz kann kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die Fortsetzung dieser 
Politik nur dazu führt, daß sich die friedliebenden 
Staaten noch enger zusammenschließen, noch größere 
Anstrengungen unternehmen werden, um ihre Ver­
teidigungsfähigkeit zu erhöhen und ihre geballte, dem 
Kriegslager überlegene Kraft in die Waagschale zu­
gunsten der Sicherheit ihrer mit friedlicher Aufbau­
arbeit beschäftigten Bevölkerung zu werfen. Ein 
Kriegsabenteuer der deutschen Militaristen wird mit 
ihrer Vernichtung enden. Die Teilnehmerstaaten der 
Moskauer Konferenz haben diese Warnung vor der 
gesamten Weltöffentlichkeit ausgesprochen.

Sich ihrer unerschöpflichen Kraft bewußt, haben die 
friedliebenden Staaten dennoch immer wieder betont, 
daß sie in jeder Weise die Sache des Friedens ver­
treten werden und mit allen Völkern freundschaftliche 
Beziehungen pflegen wollen. Sie sind bereit, Vorschläge 
zur Festigung des Friedens in Europa, die die Wieder­
errichtung des deutschen Militarismus ausschließen, 
jederzeit zu erörtern, denn nur im Frieden können die 
Völker, die sich ein so großes Ziel, wie die Errichtung 
einer neuen Gesellschaftsordnung, stellen, ihre An­
strengungen auf die friedliche Aufbauarbeit konzen­
trieren.

Die Deutsche Demokratische Republik hat an der 
Moskauer Konferenz gleichberechtigt teilgenommen 
und ihren Beschlüssen zugestimmt, weil sie dem Willen 
des Volkes entsprechend zur Festigung des Friedens 
und zum Schutze unserer in harter Arbeit aufgebauten 
Errungenschaften beitragen muß. Die Delegation der 
Deutschen Demokratischen Republik hat dort die Mei­
nung der friedliebenden und demokratischen Kräfte

des deutschen Volkes vertreten, die sich mit den Auf­
fassungen der anderen Konferenzteilnehmer deckte. 
Diese Gemeinsamkeit der. Auffassung entspricht der 
Gemeinsamkeit der Interessen aller dieser Staaten. 
Für sie alle ist die Sache des Friedens, der Demokratie 
und des Sozialismus die Grundlage ihres Handelns.

Den Vertretern der Deutschen Demokratischen Re­
publik gegenüber haben die Vertreter der anderen 
Teilnehmerstaaten vollstes Vertrauen entgegenge­
bracht. Dieses Vertrauen beruht auf der Politik des 
Friedens und der internationalen Zusammenarbeit, die 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
im Gegensatz zu allen deutschen Regierungen der Ver­
gangenheit unbeirrbar verfolgt. Es beruht auf der 
Tatsache, daß die Bevölkerung unserer Republik frei 
ist von Gefühlen des Hasses gegenüber anderen Völ­
kern und im friedlichen und freundschaftlichen Zu­
sammenleben mit allen Völkern, insbesondere seinen 
Nachbarvölkern, die Voraussetzung für eine zukunfts­
reiche Gestaltung des deutschen Schicksals sieht. Das 
uns entgegengebrachte Vertrauen und die Bedeutung 
der Teilnahme des ersten demokratischen und fried­
liebenden deutschen Staates wurden unterstrichen 
durch die Tatsache, daß Ministerpräsident Otto Grote­
wohl an einem Sitzungstage den Vorsitz führte. Selbst­
verständlich wurde damit zugleich die große Verant­
wortung des deutschen Volkes für seine eigene Zu­
kunft und für den Frieden Europas betont.

Von dieser Verantwortung ausgehend heißt es, in ganz 
Deutschland den Kampf gegen die Ratifizierung der 
Pariser Verträge zu gestalten. Die Deutsche Demokra­
tische Republik muß unermüdlich auf dem begonnenen 
Wege der Festigung ihrer Staatsmacht durch Beseiti­
gung von bürokratischen Hemmnissen und durch 
Stärkung der Verbundenheit der Werktätigen mit 
ihrem Staat vorwärtsschreiten. In der Wirtschaft sind 
die schöpferischen Fähigkeiten unserer Menschen voll 
zur Entfaltung zu bringen, die Rentabilität der volks­
eigenen Industrie zu gewährleisten, die Selbstkosten 
der Produktion zu senken, unproduktive Ausgaben zu 
beseitigen und dergleichen mehr, um mehr Waren für 
die Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung zu 
produzieren. Die Deutsche Demokratische Republik ent­
wickelt sich somit als Beispiel für die Werktätigen ganz 
Deutschlands und begeistert die westdeutschen fried­
liebenden und demokratisch gesinnten Menschen zum 
Kampf gegen die Pariser Verträge, die die Zukunft des 
deutschen Volkes bedrohen.

In Westdeutschland selbst mehren sich die Reihen 
der gegen die Remilitarisierung auftretenden Menschen 
aus allen Schichten der Bevölkerung. Vor allem die 
Arbeiter und Angestellten sind es, die ihre Stimme er­
heben. Auch die Jugend führt einen heftigen Kampf 
gegen die Rekrutierungspläne der Blank und Co. Noch 
niemals gab es in Westdeutschland eine so starke Pro­
testbewegung gegen die Politik Adenauers wie heute. 
Diese Bewegung des Volkes zum Sturm gegen die 
Politik der Pariser Verträge, zur Verhinderung der 
Ratifizierung zu entwickeln, um den Weg für die fried­
liche Wiedervereinigung Deutschlands frei zu machen, 
das ist die große Aufgabe des Tages.

Die Beschlüsse der Konferenz europäischer Staaten 
zur Sicherung des Friedens und zur Gewährleistung 
der Sicherheit in Europa sind eine scharfe Waffe gegen 
die Pariser Verträge. Sie entblößen den gefahrvollen 
Inhalt dieser Verträge. Sie weisen auf die ungeheuer­
lichen Folgen bei einer Verwirklichung dieser Verträge 
hin. Sie geben der Entschlossenheit der friedliebenden 
Staaten Ausdruck, im Falle der Ratifizierung alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um das 
Schlimmste zu verhüten. Sie geben einen Ausweg aus 
der heutigen Lage in Europa, der zur friedlichen 
Lösung der brennendsten Probleme führen würde. Es 
hängt von uns Deutschen ab, diese Waffe so zu ge­
brauchen, daß die Pläne der Militaristen und Kriegs­
verbrecher bereits im Keime erstickt werden.
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